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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Uwe Jens, Lieselott Blunck, Brigitte Adler, 
Hans Gottfried Bernrath, weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/1223 — 


Kreditkarten 


A. Problem 

Kredit- und Kundenkarten haben eine große wirtschaftliche 
Bedeutung erlangt. Der Antrag der Fraktion der SPD geht davon 
aus, daß mit der allgemeinen Entwicklung in diesem Bereich 
Gefahren für Verbraucher und Konsumenten verbunden sind, 
hinsichtlich derer kein hinreichender gesetzlicher Schutz 
bestehe. 


B. Lösung 

Mit dem Antrag der Fraktion der SPD wird die Bundesregierung 
aufgefordert, den Entwurf eines Kreditkartengesetzes vorzulegen. 
Darin sollen insbesondere die Angabe einer effektiven Jahresge- 
samtbelastung des Kreditkarteninhabers vorgeschrieben und die 
sog. Barzahlimgsklauseln der Kreditkartenuntemehmen verboten 
werden. Gefordert werden ferner Verbessenmgen im Bereich der 
versicherungsrechtlichen Regelungen imd bei den Datenschutzbe- 
stinunungen. 

Mehrheitliche Ablehnung des Antrags im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Annahme des Antrags 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 12/1223 — abzulehnen. 

Bonn, den 11. Februar 1994 

Der Rechtsausschuß 

Horst Eylmann Klaus-Heiner Lehne Dr, Eckhart Pick 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Klaus-Heiner Lehne und Dr. Eckhart Pick 


i. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag „Kreditkar- 
ten" — Drucksache 12/1223 — in seiner 107. Sitzung 
vom 24. September 1992 in erster Lesimg im verein- 
fachten Verfahren zur federführenden Beratimg an 
den Rechtsausschuß imd zur Mitberatimg an den 
Finanzausschuß imd den Ausschuß für Wirtschaft 
überwiesen. 

Die mitberatenden Ausschüsse haben auf der Gnmd- 
lage ihrer Sitzungen vom 9. Dezember 1992 (Finanz- 
ausschxiß) imd 20. Januar 1993 (Ausschuß für Wirt- 
schaft) jeweils mit den Stimmen der Koalitionsfraktio- 
nen gegen die Stimmen der Fraktion der SPD die 
Ablehnung der Vorlage empfohlen. 

Der Rechtsausschuß hat den Antrag in seiner 98. Sit- 
zimg vom 10. November 1993 beraten. Er empfiehlt 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD imd der Vertreter 
der Gruppen PDS/Linke Liste imd BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, die Vorlage abzulehnen. 


IL 

Die Fraktion der SPD begründete ihren Antrag damit, 
angesichts der immensen wirtschaftlichen Bedeutung 
von Kunden- und Kreditkarten sei der gesetzliche 
Schutz der Karteninhaber nur unzureichend ausge- 
prägt. Der Gebrauch der Kreditkarten sei mit Proble- 
men und Nachteilen für den Karteninhaber verbun- 
den, die ihm angesichts massiver Werbung in diesem 
Bereich und den Hinweisen auf den bequemen Ein- 
kauf, die Zinsgewinne wegen späterer Rechnungs- 
stellung sowie eine weitgehende Haftungsbegren- 
zung nicht bewußt würden. So habe die Entwicklung 
in den USA gezeigt, daß Kreditkarteninhaber mehr 
Geld ausgäben als Bargeldzahler und daß Kreditkar- 
ten mit den gegebenen Möglichkeiten der Kontoüber- 
ziehung immer mehr als Mittel zur unkontrollierten 
Kreditschöpfung ausgenützt würden. Ferner sei für 
den Verbraucher oftmals die Höhe der effektiven 
jährlichen Gesamtbelastung nicht transparent. Bar- 
zahler würden gegenüber Karteninhabern insbeson- 
dere dadurch in ungerechtfertigter Weise benachtei- 
ligt, daß über die sog. Barzahlungsklauseln die von 
den Geschäften an die Kartenuntemehmen zu zahlen- 


den Provisionen nicht dem Karteninhaber in Rech- 
nung gestellt würden, sondern in die allgemeine 
Preiskalkulation aller Waren einfheße und damit auch 
den Barzahler treffe. 

Vor diesem Hintergrund sei ein den gesamten Bereich 
regelndes Kreditkartengesetz erforderhch. Insbeson- 
dere müsse es Vorschriften beinhalten, die die 
Angabe der effektiven Jahresbelastung für den Kre- 
ditkarteninhaber vorschreiben und die sog. Barzah- 
lungsklauseln verbieten. Ferner seien Verbesserun- 
gen hinsichtlich der versichenmgsrechtlichen Rege- 
lungen und bei den datenschutzrechtlichen Bestim- 
mungen erforderlich. 

Die Koalitionsfraktionen lehnten den Antrag ab, da in 
diesem Bereich kein gesetzgeberischer Handlungs- 
bedarf bestehe. 

Ganz überwiegend würden Kredit- und Kundenkar- 
ten lediglich als Mittel im bargeldlosen Zahlungsver- 
kehr zur Anwendung kommen. Soweit in allerdings 
viel geringerem Umfang Kreditkarten auch eine Kre- 
ditschöpfungsfunktion zukomme, greife das Verbrau- 
cherkreditgesetz mit seinen Regelungen in vollem 
Umfang ein. Insoweit bestehe ersichtlich kein Hand- 
lungsbedarf. Das gleiche gelte auch für den Daten- 
schutz. Auch in den Bereich der Kreditkarten greife 
das Bundes datenschutzgesetz ein, so daß bereichs- 
spezifische Vorschriften nicht notwendig seien. 

Hinsichtlich der sog. Barzahlungsklauseln sei seitens 
der Bundesregierung bereits geprüft worden, ob und 
inwieweit diesbezüglich ein Verbot ausgesprochen 
werden könne. Zwar sei es kartellrechtlich sehr wohl 
möglich, entsprechende Klauseln zu verbieten. 
Jedoch setze ein entsprechendes Verbot voraus, daß 
der Gesetzgeber Preisvorschriften vorgeben und dem 
Händler vorschreiben müsse, welche Preiskalkulatio- 
nen er vornehmen müsse. Eine solche Vorgehens- 
weise sei mit marktwirtschaftlichen Prinzipien keines- 
falls vereinbar und deshalb ebenfalls abzulehnen. 

Schließlich werde im Bundesmiiüsterium der Justiz 
noch geprüft, ob der geltende § 152a StGB („Fäl- 
schung von Vordrucken für Euroschecks und Euro- 
scheckkarten") auf die Fälschung von Kreditkarten 
ausgeweitet werden müsse. Gegebenenfalls würden 
hier also die erforderlichen Maßnahmen eingeleitet. 


Bonn, den 11. Februar 1994 


Klaus-Heiner Lehne Dr. Eckhart Pick 

Berichterstatter 
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